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Mietertag Baden-Württemberg 2026 
 
 

 

 
 
Antrag-Nr.:  A 1 

 

Stichwort:  25.000 zusätzliche Sozialwohnungen bis 2031 bauen 

 

 

Adressat:   Landesregierung und Landtag von Baden-Württemberg 

 

Antragsteller:  Landesvorstand 

 

 

 

 

Die Delegiertenversammlung des Mietertages Baden-Württemberg möge beschließen: 

 

Der Deutsche Mieterbund Baden-Württemberg fordert Landtag und Landesregierung 1 

auf, in der Legislaturperiode 2026 – 2031 jährlich den Bau von mindestens 5.000 geför-2 

derten Mietwohnungen zu gewährleisten und dafür die notwendigen Finanzmittel jedes 3 

Jahr zur Verfügung zu stellen. Die Bundesmittel sind dafür 1:1 gegenzufinanzieren, so 4 

dass für die Wohnbauförderung jährlich eine Milliarde € zur Verfügung stehen wird. Die 5 

Eigentumsförderung ist insoweit zu reduzieren, dass vorrangig viel dringender nachge-6 

fragte Sozialmietwohnungen gebaut werden können. Längere Bindungszeiten von min-7 

destens 40 Jahren müssen bei der Mittelvergabe zur Regel werden. 8 

 

 

 

Begründung  

 

Der Bestand an Sozialwohnungen ist seit Jahrzehnten dramatisch gesunken. Gab es im Jahre 

2002 noch 137.000 preisgebundene Wohnungen, so sind es heute nur noch 54.000. Baden-

Württemberg weist im Vergleich zu anderen Flächenländern einen deutlich unterdurchschnitt-

lichen Bestand an Sozialwohnungen aus. Obwohl hier 14 % aller Einwohner Deutschlands 

leben, stehen in Baden-Württemberg nur 5 % aller Sozialwohnungen. Mit 54.000 Sozialwoh-

nungen steht nur für jeden zehnten armen bzw. bedürftigen Haushalt eine Sozialwohnung zur 

Verfügung. Ziel der Landespolitik muss es sein, den Bestand bis 2031 wieder auf 75.000 So-

zialwohnungen zu erhöhen. 

 

Das Land Baden-Württemberg muss die Bundesmittel endlich voll gegenfinanzieren 

 

Mit der Föderalismusreform wurde den Bundesländern die Zuständigkeit für die Förderung des 

sozialen Wohnungsbaus übertragen. Der Bund gibt aber weiterhin Fördermittel in beträchtli-

cher Höhe, so waren es 487 Millionen € im Jahr 2024. Dagegen lag der Landesanteil für die 

Wohnbauförderung zuletzt mit 274 Millionen € bei nur 37 %. Dies war völlig unzureichend. Das 

Wohnbauförderprogramm des Landes war regelmäßig bereits im ersten Halbjahr 
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ausgeschöpft. 2024 reichte es nur für Förderzusagen für 2.348 Sozialwohnungen. Im Dezem-

ber 2024 lagen der L-Bank nicht beschiedene Anträge im Volumen von 791 Millionen € vor. 

Wohnungsunternehmen warten bis zu einem Jahr und länger auf die Bewilligung, was zu einer 

inakzeptablen Verzögerung von Wohnbauprojekten führt. Deshalb müssen die Förderpro-

gramme für sozialen und bezahlbaren Wohnungsbau seitens des Landes dringend erhöht wer-

den. 

 

Die künftige Landesregierung muss die Fördermittel mindestens im Verhältnis 1:1 zu den Bun-

desmitteln aufstocken, um die Förderung des dringend notwendigen Sozialwohnungsbaus zu 

sichern.  

 

Von Bayern lernen: Kontinuität in der Wohnbauförderung  

 

Unser Nachbarland Bayern mit vergleichbarer Einwohnerzahl fördert bereits 1:1 und stellt jähr-

lich Finanzmittel von insgesamt 1,1 Milliarden € für den Wohnungsbau zur Verfügung. Damit 

wurden in Bayern jährlich doppelt so viele Sozialwohnungen gefördert wie in BW. Als Ergebnis 

der kontinuierlich höheren Förderung verfügt Bayern heute über 135.000 Sozialwohnungen, 

in BW sind es nur 54.000. 

 

Der Bau von Mietwohnungen muss Priorität haben 

 

Weil mit langfristigen Bindungen von mind. 40 Jahren langfristige Werte geschaffen werden, 

kann das dafür notwendige Investitionsprogramm von der Schuldenbremse ausgenommen 

werden. In 2024 wurden für die Mietwohnförderung 471 Millionen € ausgegeben, für die Ei-

gentumsförderung 133 Millionen € (pro Eigentumswohnung 114.000,00 €, pro Mietwohnung 

139.000,00 €). Um beim Wohnungsbau sozial verantwortlich Prioritäten zu setzen und den 

sozial Schwächsten zu einer Wohnung zu verhelfen, sind die knappen Fördermitteln vorrangig 

auf den Mietwohnungsbau zu konzentrieren. 

Wohnungsbauförderung rechnet sich für das Land 

 

Laut einer Studie des Pestel-Instituts fließen von jedem Euro, der beim Hausbau investiert 

wird, 51 Cent an Steuern und Sozialabgaben zurück. Die öffentlichen Kassen profitieren damit 

mehr vom Wohnungsbau, als sie in dessen Förderung investieren. 

 

Wohnbauförderung stabilisiert die Demokratie 

 

Wohnen ist ein Menschenrecht. Ohne Wohnung ist der Mensch ein Nichts. Wohnungsnot de-

stabilisiert die Demokratie. Wer keine bezahlbare Wohnung hat oder findet, verliert sein Ver-

trauen in das politische System. Zudem verhindert der Mangel an Wohnraum Wirtschafts-

wachstum. 

 

 

Empfehlung der Antragskommission: 

 

Annahme 

 

 


